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Die Kommunalwahlen in der Türkei vom 31. März endeten mit einem Sieg der CHP als stärkste
Kraft, während die AKP eine Niederlage hinnehmen musste. Von insgesamt 81 Bürgermeisterämtern
errangen die CHP 31 und die AKP 24. Die CHP gewann auch in den fünf größten Städten des
Landes, darunter Istanbul, Ankara und Izmir. Nach Wahlerfolgen in diesen Städten äußerte Erdoğan
einst: „Wer Istanbul und Ankara gewinnt, hat das Land in der Hand.“ Heute, einige
Kommunalwahlperioden später, hat sich die Situation jedoch geändert und der „Große Mann am
Bosporus“ hat an Macht verloren. Dabei kommt der Erfolg der CHP für viele Menschen unerwartet.

Nur wenige Monate, nachdem Erdoğan am 28. Mai zum Präsidenten des Landes gewählt wurde,
scheint seine Popularität zu schwanken und das Volk scheint ihn und die aktuelle Politik
abzustrafen. Insbesondere der wiederholte Erfolg von Ekrem İmamoğlu (CHP) in Istanbul, mit einem
größeren prozentualen Abstand als davor, hat die Unbesiegbarkeit der AKP erschüttert.

Unmut in der Bevölkerung

Die wirtschaftliche Lage hat sich in den letzten Jahren kaum erholt. Die Coronapandemie, das
Erdbeben vom 6. Februar im letzten Jahr, die globale Wirtschaftskrise und der Einbruch der
Baubranche in der Türkei sowie die fatale Wirtschaftspolitik und Instabilität Erdoğans haben dazu
beigetragen. Im Februar belief sich die Inflationsrate auf 67 %. Grundnahrungsmittel sind für einen
Großteil der Arbeiter:innen kaum noch erschwinglich.

Die anhaltend schlechte Wirtschaftslage in der Türkei trifft insbesondere die Mittelschicht und führt
zu einer verstärkten Prekarisierung von Arbeiter:innen und Arbeitslosen. Während des Wahlkampfes
spricht Erdoğan in seinen Reden von einer starken Wirtschaft und einer positiven Zukunftsaussicht.
Allerdings wird bei genauerer Betrachtung der Zahlen eine Tendenz immer deutlicher: Die Armut
nimmt mit jedem Monat zu. Der aktuelle Mindestlohn von 17.000 TL (487 Euro) liegt bereits unter
der Armutsgrenze von 20.098 TL für eine vierköpfige Familie. Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass
ein/e Alleinverdiener:in aufgrund der seit fünf Jahren steigenden Kosten für Nahrungsmittel nicht
mehr in der Lage ist, eine Familie zu ernähren.

Der Anteil der Menschen, die unter der Hungers- und Armutsschwelle leben müssen, ist im März, im
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Monat der Kommunalwahlen, um 5,9 % bzw. 11 % angestiegen. Dabei stellt die Hungerschwelle die
Minimumausgaben für Lebensmittel einer vierköpfigen Familie dar, wenn diese sich ausgewogen
ernähren soll; die Armutsschwelle ist eine Kennzahl, welche die Minimalausgaben einer vierköpfigen
Familie beschreibt. Diese alarmierende Nachricht wurde im März von der Konföderation der
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes Birlesik Kamu-is Konfederasyonu veröffentlicht. Eine
wichtige Wählerbasis für Erdoğan und die AKP waren unter anderem auch Rentner:innen, deren
Lage sich ebenfalls verschlechtert hat. Laut der Gewerkschaft DISK liegt die Durchschnittsrente bei
einem Sechstel im Vergleich zu den Renten in den zentraleuropäischen Ländern. Im Vergleich zum
Mindestlohn war die Rente in der Türkei im Jahr 2002 noch um 22 % höher. Im Jahr 2023 lag sie
jedoch etwa 26 % darunter.

Aber auch die Konkurrenz von rechtskonservativer Seite führte zur Niederlage der AKP. Die Yeniden
Refah Partisi (Neue Wohlfahrtspartei), die in der Vergangenheit vor allem den religiösen Teil der
Bevölkerung, der sich aufgrund der wirtschaftlichen Misere zunehmend von der AKP abwandte, für
sich gewinnen konnte, erhielt 6 % der Stimmen und gewann die Wahlen in den Städten Yozgat und
Sanliurfa. Dabei war die Yeniden Refah Partisi bei den Präsidentschaftswahlen noch Teil von
Erdoğans „Volksallianz“, entschied sich bei diesen Wahlen jedoch, eigene Kandidat:innen
aufzustellen, nachdem in Gesprächen mit der AKP anscheinend keine Kompromisse gefunden
wurden. Auch Kandidat:innen, die aus der AKP ausgetreten sind oder auf deren Listen keinen Platz
erhalten haben, lassen sich auf denen der YRP wiederfinden. Somit ist es nicht verwunderlich, dass
enttäuschte Wähler:innen der AKP zur YRP übergehen, wenn sie nicht die CHP wählen. Dabei ist es
auch die YRP gewesen, die unter anderem im Parlament die AKP und ihre wirtschaftlichen
Beziehungen zu Israel anprangerte und dadurch auch viele Stimmen gewann, die sich aus
islamischer Hinsicht mit dem palästinensischen Volk solidarisieren.

DEM – ein Jubelschrei der Kurd:innen wird laut

Die DEM-Partei (Die Partei der Völker für Gleichberechtigung und Demokratie), welche vor
Dezember 2023 noch HEDEP (Partei für Emanzipation und Demokratie der Völker), davor HDP
(Demokratische Partei der Völker) hieß, gewann vor allem in den kurdischen Provinzen. Dabei
konnten in 10 Bezirken Bürgermeisterämter geholt werden, wobei sie dadurch zur viertstärksten
Kraft des Landes wurde. In über 65 Landkreisen, Bezirken und Gemeinden konnte sich DEM als die
stärkste Kraft etablieren. Eine große Freude breitete sich vor allem in den kurdischen Gebieten über
den Sieg aus, der trotz erzwungener Umbenennung der Partei, starker Repressionen, Haftstrafen,
Einschüchterungen und Verbotsverfahren zu einer Stärkung und Ausweitung der Stimmen für sie
geführt hat.

In Manisa, Mersin und Izmir sowie in vielen Bezirken Istanbuls und anderen Orten hat die DEM-
Partei keine Kandidat:innen aufgestellt, nachdem Gespräche mit der CHP bezüglich der Wahl
geführt wurden. Diese Orte sind vor allem diejenigen, in denen die CHP stärker vertreten ist. Die
Politik der „kleinen Helferin“ ist für die DEM-Partei fatal, da sie der CHP in diesen Gebieten ihre
Wähler:innenschaft überlässt. Es war schließlich auch die CHP, die die AKP bei der Aufhebung der
Immunität der HDP-Abgeordneten unterstützte, um viele von ihnen, einschließlich des Co-
Parteivorsitzenden Selahattin Demirtas, ins Gefängnis zu brachte.

Ein Wolf im Schafspelz: CHP

Die Liste der Unterstützung der Unterdrückung des kurdischen Volkes seitens der CHP ist lang und
geht weit in die Geschichte der Türkei zurück. Aufgrund ihrer nationalistischen und bürgerlichen
Ausrichtung kann diese Partei keineswegs als progressiv eingestuft werden.

Obwohl es verständlich ist, dass viele Menschen und Arbeiter:innen in der Nacht vom 31.03. auf den



01.04.2024 auf den Straßen waren und die Niederlage der AKP gefeiert haben, so sollte der Sieg der
CHP für linke und revolutionäre Kräfte kein Grund zur Freude sein. Die CHP ist bereits bei den
Präsidentschaftswahlen im Mai 2023 durch rassistische und hetzerische Kommentare und
Forderungen gegenüber geflüchteten Menschen und Asylbewerber:innen aufgefallen, wobei sie
Erdoğan mit der Forderung nach sofortiger Ausweisung von drei Millionen Menschen sogar rechts
zu überholen versucht hat.

Im Wahlprogramm für die Kommunalwahlen 2024 wird unter anderem festgehalten, dass
Maßnahmen zur Förderung der Rückkehr von Geflüchteten und Asylbewerber:innen in enger
Zusammenarbeit mit „zuverlässigen“ NGOs vorangetrieben werden sollen. Die Stimmungsmache
zeigt Folgen: Täglich werden Geflüchtete auf der Straße angegriffen, und diese Taten enden
tragischerweise oft in Mord. Die indirekte Wahlunterstützung in einigen Orten, welche die DEM-
Partei als linke Opposition der CHP geleistet hat, indem sie keine eigenen Kandidat:innen aufstellen
ließ, ist zu kritisieren und zeigt selbst den kleinbürgerlichen Charakter der Politik der DEM.

Aktuelle Erhebungen in Wan und anderen Städten – ein erster Erfolg

Im Vergleich zu den Kommunalwahlen 2019, bei denen die HDP 65 Kommunen gewinnen konnte,
konnte sich die DEM behaupten. Nach den Erfolgen vor 5 Jahren wurden jedoch in 48 Kommunen
die Bürgermeister:innen von der Regierung abgesetzt und durch AKP-nahe Verwalter:innen ersetzt
und dadurch staatlich zwangsverwaltet.

Auch in diesem Jahr wurde der Erfolg der DEM-Partei in den kurdischen Provinzen schon am 2. April
seitens der Regierung in Frage gestellt. Schon während der Wahl wurden Wahlbetrug und
Wahlfälschung angewandt. Dabei berichtete die DEM noch am selben Tag, dass bis zu 46.000
Staatbedienstete – darunter vor allem Polizist:innen und Soldat:innen – in den kurdischen Gebieten
ihre Stimme abgegeben hatten, obwohl diese nicht aus diesen Orten stammen, sondern dahin
transferiert wurden, um die Stimmabgabe zu Gunsten der Regierung zu beeinflussen.

Am Morgen des 2. April folgte dann der erste Schlag der Regierung gegen die DEM. In Wan
(türkisch: Van) wurde nicht dem gewählten DEM-Politiker Abdullah Zeydan (55 %), sondern dem
AKP-Kandidaten Abdulahat Arvas, welcher lediglich 25 % der Stimmen für sich gewinnen konnte, die
Ernennungsurkunde überreicht. Zeydan wurden auf Anordnung der türkischen Regierung die
Bürgerrechte entzogen, die er erst im vergangenen Jahr wiedererlangt hatte, nachdem er 2016 als
HDP-Abgeordneter verhaftet worden war und fünf Jahre im Gefängnis verbracht hatte. Wan ist die
Provinz, in der die DEM in allen Bezirken die Mehrheit errungen hat, was noch deutlicher macht,
dass seit diesem bürokratischen und undemokratischen Akt der AKP die Menschen auf die Straße
gehen, um dagegen zu protestieren.

Die DEM-Partei rief richtigerweise kurzerhand zu Protesten auf und erklärte in ihrer
Pressemitteilung, dass Respekt vor den Wähler:innen eingefordert werden soll. Der Co-Vorsitzende
der DEM-Partei erklärte in einer Ansprache in Wan: „Wan ist das Herz Kurdistans und die Menschen
in Wan haben zu Newroz, bei den Wahlen und heute hier auf diesem Platz deutlich gemacht, dass
die Forderung der Kurdinnen und Kurden nach Freiheit und Demokratie nicht mit Gewalt und
Zwangsverwaltung unterdrückt werden kann. Seit zwei Wahlperioden werden unsere Rathäuser von
Treuhänder:innen zwangsverwaltet und jetzt soll ein weiteres Mal der Willen der Bevölkerung mit
einem politischen und juristischen Komplott ausgeschaltet werden. Das werden wir nicht zulassen.
Dieser Putsch wird keinen Erfolg haben, wenn wir trotz Repression, Knüppeln und Tränengas weiter
zusammenhalten. Wir werden die von uns gewonnenen 14 Rathäuser in der Provinz Wan
verteidigen.“ Am selben Tag fand eine Sondersitzung des Vorstands der Partei statt, welcher auch
der CHP-Abgeordnete Sezgin Tanrıkulu beiwohnte. Straßenbarrikaden wurden errichtet und
Tausende Menschen folgten diesem Aufruf. Die Geschäfte in Wan blieben größtenteils geschlossen.



Der Staat reagiert mit massiver Gewalt und Repression und stürmt das Parteigebäude der DEM.
Doch der Protest weitete sich rasch aus: Weitere Städte, darunter Colemêrg (türkisch: Hakkari),
Gever (Yüksekova) und Amed (Diyarbakir) schlossen sich dem Ausstand an.

Die Ausweitung der Proteste und der Druck, den sie auf die Regierung ausübten, hatten Erfolg:
Noch am Mittwoch, dem 3. April, entschied der Hohe Wahlausschuss, welche zuvor den Kandidaten
der AKP zugelassen hatte, über den Einspruch der Partei DEM und beschloss, den Wahlsieger
Zeydan anzuerkennen.

Ein Funke ist entfacht

Die Proteste zeigen, dass sich das kurdische Volk seiner Stärke in diesem Land bewusst ist. Sie
zeigen aber auch die Schwäche der AKP und ihren mangelnden Rückhalt in der Bevölkerung. Denn
als die Regierung 2016 nach den Kommunalwahlen in den mehrheitlich kurdischen Kommunen die
Bürgermeister:innen absetzte und durch eigene Kandidat:innen zwangsverwalten ließ, brachen
ebenfalls starke Proteste aus, die jedoch blutig niedergeschlagen wurden. Über die Städte des
stärksten Widerstandes wurden Ausgangssperren verhängt, Journalist:innen der Zutritt verweigert
und mehr als 200 Menschen ermordet. Der Versuch, den gewählten Bürgermeister der DEM in Wan
abzusetzen, ist daher ein Versuch der Demonstration der Unterdrückung und
Repressionsmaschinerie. Dass dies innerhalb eines Tages wieder zurückgenommen wurde, zeigt
aber auch die Angst vor einer Ausweitung der Proteste und davor, dass der Funke des Aufbegehrens
weitere Gebiete erfassen und sich auch über ganz Kurdistan ausbreiten könnte. Dabei sollten die
Proteste nicht stehenbleiben, denn die nächsten Wahlen sind erst in 4 Jahren. In der Zwischenzeit
kann der Staat trotzdem seine repressiven und unterdrückerischen Handlungen ausüben. Denn
eines muss klar sein: kein Vertrauen in staatliche Strukturen!

Die DEM-Partei kann dabei eine tragende Rolle einnehmen und hat als Massenpartei auch die
Aufgabe, die aktuellen Proteste auszuweiten. Aufgabe von reformistischen, aber auch radikalen
kleinbürgerlichen Parteien ist es dabei nicht, lediglich in Parlamenten und anderen Gremien
Sitzplätze zu gewinnen, sondern den Raum der Wahl zu nutzen, um Bewegungen und Forderungen
publik zu machen. Sie muss Vorreiterin der aktuellen Proteste sein und diese weiter über das ganze
Land ausweiten.

Dabei muss sie aber vor allem versuchen, die Unterstützung der türkischen, progressiven Teile der
Arbeiter:innenklasse wieder für sich zu gewinnen, denn die Unterstützung der kurdischen
Bevölkerung hat in den letzten Wahlen stagniert. Gegen die Krisen, die Armut und Unterdrückung
müssen Gewerkschaften unter Druck gesetzt werden, um landesweit für ein Sofortprogramm gegen
die Preissteigerungen, für einen Mindestlohn und Mindestrenten, die die Lebenshaltung decken, und
für eine automatische Anpassung dieser an die Inflation zu kämpfen. Dies muss von Ausschüssen der
Gewerkschaften und Lohnabhängigen kontrolliert werden.

Um dieses Ziel umzusetzen, sind politische Massenstreiks (bis hin zum Generalstreik) sowie massive
Demonstrationen notwendig, die von lokalen Aktionskomitees organisiert und kontrolliert werden.
Gegen die Repression und Provokationen durch Staat und Rechte müssen
Selbstverteidigungsorgane gebildet werden.

Es kann letztendlich nur eine starke Bewegung der Unterdrückten und Arbeiter:innen gegen die
zukünftigen  Komplotte der Regierung, die Wirtschaftskrise, Unterdrückung und Armut vorgehen.
Um solch eine Bewegung aufzubauen, welche auch in den wirtschaftlich stärkeren Städten im
Westen des Landes die Arbeiter:innen und Unterdrückten für sich gewinnt, müssen die DEM und
andere linke Parteien und Organisationen anfangen, vermehrt Basisstrukturen in den Städten, an
Unis und in Betrieben aufzubauen. Auch die Basis der CHP muss angesprochen werden, um die



Politik der Partei zu entlarven, welche mittels Rassismus versucht, die Bevölkerung zu spalten, und
deren nationalistische Ausrichtung keine Lösungen bieten kann. Vor allem aber müssen die
Gewerkschaften in den Kampf gezogen werden – ihnen kommt eine Schlüsselrolle bei einer
wirklichen Konfrontation mit der Regierung zu.

Es braucht außerdem Selbstverteidigungseinheiten der Unterdrückten- und Arbeiter:innen, die die
Parteigebäude, Rathäuser etc., die von der DEM gewonnen wurden, gegen Repression verteidigen.
Die Türkei sitzt schon lange auf einem absteigenden Ast und es ist nur noch eine Frage der Zeit, bis
die Bevölkerung den Druck von Armut, Hunger und Rassismus nicht mehr aushalten kann.
Aufflammende Bewegungen gegen die Regierung dürfen aber keine Hoffnung in die CHP
vorheucheln und müssen die Unterdrückten des Landes mit den Arbeiter:innen vereinen. Dies kann
letztlich nur eine revolutionäre Arbeiter:innenpartei auf Grundlage eines revolutionären Programms
vorantreiben.


